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I. Einleitung
Das innereuropäische Zerwürfnis in der Irak-

Frage, die Spaltung in Gegner und Befürwor-

ter der amerikanischen Interventionspolitik

haben – entgegen allen Erwartungen – nicht

das Ende der Gemeinsamen Europäischen

Sicherheits- und Verteidigungspolitik einge-

leitet. Im Gegenteil: 2003 hat im Hinblick auf

die ESVP erstaunliche Fortschritte gebracht.

Deutschland und Frankreich haben ihre Zu-

sammenarbeit in diesem Bereich weiter in-

tensiviert und mit einer Reihe gemeinsamer

Initiativen die Fortentwicklung der ESVP for-

ciert. Auch Großbritannien wollte und konn-

te in diesem Europäisierungsprozess nicht

abseits stehen, hatte es doch schmerzlich 

erfahren müssen, dass sein Einfluss auf die

Irak-Politik Washingtons nur sehr begrenzt

ist. Seine anfangs skeptische bis ablehnende

Haltung gegenüber der  auf  Betreiben Deutsch-

lands und Frankreichs in den Konventsent-

wurf aufgenommenen Bestimmung zur struk-

turierten Zusammenarbeit in Verteidigungs-

fragen hat es letztlich aufgegeben.1 Auch wenn

die Verhandlungen noch nicht abgeschlos-

sen sind, wurde anlässlich einer Zusam-

menkunft zwischen Bundeskanzler Schröder,

Staatspräsident Chirac und Premierminister

Blair am 20. September 2003 in Berlin die

Möglichkeit einer strukturierten Zusammen-

arbeit faktisch beschlossen. Bei diesem Tref-

fen haben sich die „großen Drei“ darauf 

verständigt, die EU mit Planungs- und Füh-

rungsfähigkeiten auszustatten, um ihr mili-

tärische Operationen ohne Rückgriff auf die

NATO zu ermöglichen. Sollte hierüber im

Rahmen der 25 keine Übereinstimmung zu

erzielen sein, müsse dieser Plan notfalls von

den interessierten Partnern realisiert werden.2

Zusätzlich beflügelt wurde das Projekt

der ESVP durch den Beschluss, eine Europäi-

sche Agentur für Rüstung, Forschung und

militärische Fähigkeiten einzurichten. Und

schließlich verabschiedete der Europäische

Rat am 12. Dezember 2003 in Brüssel eine

Gemeinsame Europäische Sicherheitsstrate-

gie – ein Dokument, das die Mitgliedstaaten

der EU auf eine Reihe gemeinsamer sicher-

heitspolitischer Ziele festlegt und eine deut-

liche Alternative zu der amerikanischen Si-

cherheitsstrategie formuliert.

Die Europäische Union also auf dem bes-

ten Wege, ihre bislang selbstverschuldete au-

ßen- und sicherheitspolitische Unmündig-

keit endgültig zu überwinden? Diese Frage

kann weder mit einem klaren „Ja“ noch mit

einem klaren „Nein“ beantwortet werden.

Viel wird davon abhängen, ob es Deutschland

und Frankreich künftig gelingen wird, eine

konstruktive Führung bei der Weiterentwick-
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lung der ESVP auszuüben; eine Führung also,

in der Berlin und Paris darauf verzichten, 

alleine die Imprimatur für die europäische

Politik und die europäischen Entwürfe zu er-

teilen. Denn die Art und Weise, wie Deutsch-

land und Frankreich im Kontext der Verfas-

sungsdiskussion, vor allem aber in der Aus-

einandersetzung um den Stabilitäts- und

Wachstumspakt agierten, nährte insbeson-

dere bei den kleineren EU-Mitgliedstaaten

die Furcht vor einer deutsch-französischen

Hegemonie im erweiterten Europa.3

Ob der außen- und sicherheitspolitische

Selbstfindungsprozess der EU wird weiter er-

folgreich fortgesetzt werden können, hängt

jedoch in gleichem Maße davon ab, ob der

seit dem Irak-Krieg viel beschworene und viel

beschriebene „ordnungspolitische Schulter-

schluss“4 zwischen Berlin und Paris dauer-

haft sein wird und vor allem mit entsprechen-

der Substanz gefüllt werden kann. Hierfür

gibt es durchaus eine Reihe positiver Indika-

toren. Gleichwohl bestehen hinsichtlich der

konzeptionellen und operativen Konsequen-

zen, die aus diesem Schulterschluss zu zie-

hen sind, diesseits und jenseits des Rheins

zum Teil noch erhebliche Unterschiede.

Hierzu gehört zum einen die Frage, ob die 

europäische Selbstfindung letztlich in eine

multipolare oder eine kooperative Weltord-

nung einmünden soll. Dies ist zwischen

Deutschland und Frankreich bislang ebenso

wenig geklärt wie die Frage, welchem außen-

politischen „Leitbild“ die Europäische Union

verpflichtet sein soll. Gegenwärtig diskutiert

man miteinander nur über die Instrumente

und Institutionen, nicht aber die Ziele einer

Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidi-

gungspolitik. 

II. Die neue Weltordnung: 
multipolar oder multilateral?
Frankreichs Vorstellungen darüber, wie die

Sicherheit Europas nach dem Ende des Ost-

West-Konflikts organisiert und in das trans-

atlantische Verhältnis eingebettet werden

sollte, sind von bemerkenswerter Klarheit

und Kontinuität bestimmt. So betonen fran-

zösische Vertreter zwar gebetsmühlenartig,

dass die NATO und damit das amerikanische

Engagement für die Sicherheit Europas auch

in Zukunft unverzichtbar bleibt. Zugleich

stellt Paris die amerikanische Präsenz in Eu-

ropa aber seit Beginn der 1990er Jahre immer

wieder unter den Vorbehalt, dass diese die

Entwicklung einer eigenständigen europäi-

schen Sicherheits- und Verteidigungspolitik

in keinem Falle gefährden dürfe. 5

Das Ziel einer eigenständigen Sicher-

heits- und Verteidigungspolitik wurde und

wird in Paris zuerst und vor allem mit der Lo-

gik des europäischen Integrationsprozesses

begründet. Die angestrebte Wirtschafts- und

Währungsunion müsse notgedrungen ein

Torso bleiben, wenn sie nicht auf  lange Sicht

durch eine politische Union – mit weit rei-

chenden sicherheits- und verteidigungspoli-

tischen Kompetenzen – ergänzt werde. So

betonte Staatspräsident Jacques Chirac in einer

Rede vor dem Institut für Nationale Verteidi-

gungsstudien (IHEDN) im Mai 2000, dass

Europa als Wertegemeinschaft und Welt-

macht nur dann wahrgenommen werden

könne, wenn es seine Werte und Interessen

notfalls auch militärisch verteidige.6 Dahin-

ter verbirgt sich die französische Vision einer

multipolaren Welt, „in der Europa den ihm

zustehenden Platz einnehmen wird, welcher

nicht anders als herausragend sein kann“.7

Diese Konzeption ist bewusst als Kontra-

punkt zur unipolaren Weltordnung mit den

USA als „hyperpuissance“ (Hubert Védrine) ge-

dacht.

Durch die neue Sicherheitsstrategie, die

die Bush-Administration im September 2002

formuliert und dann wenige Monate später

gegen den Irak auch erstmals angewendet

hat, sahen sich die politisch Verantwort-

lichen in Paris in ihrer Konzeption bestätigt.

Gegen die neue amerikanische Strategie, „die

eine Neuordnung der Weltpolitik nach he-
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gemonial-imperialen Prinzipien anstrebt“8,

setzte Außenminister de Villepin in seiner Re-

de über Recht, Macht und Gerechtigkeit vor

dem Londoner Institut für Strategische Stu-

dien die französische Perspektive einer neu-

en Welt, die „um stabil zu sein, [...] sich [...]

auf  verschiedene Pole stützen [muss, M.M.].“9

Diese klare und eindeutige Festlegung ist

von der deutschen Politik lange Zeit vermie-

den worden. Anders als Paris verbindet Ber-

lin mit den Initiativen zur Stärkung der euro-

päischen Sicherheits- und Verteidigungspo-

litik zunächst nur die mittelfristige Zielset-

zung, europäische Handlungsfähigkeit zu

ermöglichen, wenn militärisches Handeln

im transatlantischen Kontext nicht bezie-

hungsweise noch nicht möglich ist oder ge-

boten erscheint. In dieser Perspektive wird

die Stärkung der europäischen Eigenständig-

keit nicht als Alternative, sondern als Ergän-

zung zur NATO und zum amerikanischen

Engagement in Europa verstanden. Selbst

wenn also die Europäische Union in naher

Zukunft militärisch handlungsfähig sein

sollte, ist aus deutscher Sicht kein Krisensze-

nario vorstellbar, bei dem die EU wirklich

autonom, das heißt ohne Unterstützung der

NATO und der USA handeln könnte. 

Erst relativ spät, unter dem Eindruck des

Kosovo-Krieges hat Bundeskanzler Gerhard
Schröder in seiner Rede vor der Nationalver-

sammlung in Paris am 30. November 1999

das französische Konzept „Europe-puissan-

ce“ auch für den Bereich der Außen-, Sicher-

heits- und Verteidigungspolitik ausdrücklich

begrüßt.10 Ob dieses klare Bekenntnis für die

deutsche Sicherheitspolitik realpolitisch be-

stimmend werden kann, ist zur Zeit aller-

dings noch offen. Bezeichnenderweise hat

Bundeskanzler Schröder in einem Interview

mit der Zeitschrift „Internationale Politik“

erklärt, Deutschland setze sich gemeinsam

mit seinen Partnern für eine kooperative

Weltordnung (und nicht eine multipolare

Ordnung, M.M.) ein, zu der vor allem eine 

enge transatlantische Partnerschaft gehöre.11

In dieser Perspektive kann daher mit einiger

Berechtigung argumentiert werden, dass

Deutschland durchaus bereit ist, ein nicht-

balanciertes Amerika zu akzeptieren, wenn

dieses zu einer multilateralen Politik zurück-

kehrt beziehungsweise sich in multilaterale

Strukturen einbinden lässt.12

Dies entspricht freilich nicht der franzö-

sischen Vision einer multipolaren Weltord-

nung, in der die Europäische Union in ein

Gegengewicht zu den Vereinigten Staaten

transformiert werden soll.13 Dass es zur Bil-

dung eines solchen Gegengewichtes zuerst

und vor allem eines festen deutsch-französi-

schen Kerns bedarf, ist aus französischer

Sicht angesichts der zunehmend atlanti-

schen Neigungen in einer erweiterten EU 

evident. Derzeit spricht allerdings noch we-

nig dafür, das Deutschland dazu bereit sein

könnte, das Sowohl-als-auch von europäi-

scher und atlantischer Zusammenarbeit zu-

gunsten einer eindeutigen europäischen Op-

tion aufzugeben. 

III. Europa: 
Zivil- oder Militärmacht?
Auch hinsichtlich der Frage, welchem au-

ßen- und sicherheitspolitischen „Leitbild“

eine ESVP letztlich verpflichtet sein soll, be-

steht zwischen Paris und Berlin noch erheb-

licher Diskussionsbedarf. Soll Europa künf-

tig auf internationaler Ebene als Zivilmacht

agieren, weil es aufgrund seiner spezifischen

Gegebenheiten und Möglichkeiten nicht zur

traditionellen Großmacht taugt?14 Oder ge-

hört zu der von den europäischen Staats- und

Regierungschefs angestrebten weltpoliti-

schen Handlungsfähigkeit der EU auch eine

ausreichende machtpolitisch-militärische

Fundierung? 

Schon bald nach dem Ende des Ost-West-

Konflikts hatten die Verantwortlichen in Pa-

ris erkannt, dass die militärischen Operatio-

nen in Zukunft nicht im Bereich der kollek-

tiven Verteidigung, sondern der Kriseninter-
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ventionen stattfinden würden. Sicherheits-

politik und Prävention werden – wie im Ver-

teidigungsweißbuch von 1994 nachzulesen –

vorrangig militärisch interpretiert.15

Die französische Militärpolitik hatte sich

daher seit Beginn der 1990er Jahre konse-

quent an den Bedürfnissen des militärischen

Krisenmanagements orientiert und die Mo-

dernisierung der konventionellen (wie auch

seiner nuklearen) Streitkräfte trotz der be-

kannten Budget-Zwänge vorangetrieben.16

Unter dem Eindruck der Anschläge vom

11. September hat sich bei den politisch und

militärisch Verantwortlichen in Paris dann

sehr schnell die Auffassung durchgesetzt,

dass es zu einer wirkungsvollen Bekämpfung

des internationalen Terrorismus moderns-

tens ausgerüsteter und bestens ausgebildeter

Streitkräfte bedürfe und hierzu eine deutliche

Steigerung der Verteidigungsausgaben not-

wendig sei: 2003 belief sich der Verteidi-

gungshaushalt auf 31,07 Miilarden Euro, was

eine Steigerung um 7,5 Prozent gegenüber

dem Vorjahr bedeutete. Und für das Jahr 2004

wurde der Etat dann noch einmal um weitere

1,3 Milliarden Euro auf  jetzt 32,4 Milliarden

Euro angehoben. Es ist unverkennbar, dass

Frankreich mit diesen Anstrengungen seine

Führungsposition beim Aufbau einer Ge-

meinsamen Sicherheits- und Verteidigungs-

politik weiter zementieren will.

Demgegenüber weist der deutsche Vertei-

digungshaushalt für das Jahr 2004 einen Be-

trag von rund 24 Milliarden Euro aus und 

dieser Betrag wird sich in den kommenden

Jahren nur unwesentlich erhöhen.17 Aller 

Bekundungen europäischer Solidarität zum

Trotz wird Deutschland daher auf absehbare

Zeit nicht in der Lage sein, gegenüber Frank-

reich (und auch Großbritannien) als gleich-

berechtigter Partner aufzutreten. Diese star-

ke quantitative Beschränkung des Verteidi-

gungshaushaltes ist jedoch nicht nur den

budgetären Zwängen geschuldet. Sie ent-

spricht auch einer Grundbefindlichkeit deut-

scher Sicherheitspolitik: Ungeachtet der Be-

teiligung deutscher Streitkräfte an interna-

tionalen Militäreinsätzen wird Deutschland

auch in Zukunft einer sicherheitspolitischen

Kultur verpflichtet sein, die eher auf Präven-

tion und diplomatische Konfliktregulierung

setzt als auf militärische Mittel.18 Das katego-

rische „Nein“ der Bundesregierung zu einem

gemeinsamen Waffengang gegen den Irak

belegt dies und ist gerade nicht auf eine Über-

einstimmung mit Frankreich zurückzufüh-

ren, was das ordnungspolitische Leitbild 

einer außen- und sicherheitspolitisch hand-

lungsfähigen Europäischen Union betrifft. 

Diese fehlende Übereinstimmung wird in

Paris mit wachsender Sorge zur Kenntnis ge-

nommen. Als Bundeskanzler Schröder in sei-

ner Rede in Goslar einen Krieg gegen den

Irak rundweg ablehnte, kritisierte man in Pa-

ris hinter verschlossenen Türen diese frühe

einseitige Festlegung des deutschen Partners

in ungewöhnlich scharfer Form.19 Immerhin

gingen die politisch Verantwortlichen an der

Seine offenkundig noch bis Anfang Januar

2003 davon aus, dass sich Frankreich mit ei-

genen Truppen an einer möglichen Militär-

operation gegen den Irak beteiligen werde.20

Durch Deutschlands frühe Festlegung, sich

nicht an einem gemeinsamen militärischen

Vorgehen zu beteiligen, hatte Frankreich je-

doch erkennen müssen, dass die Europäi-

sche Union als Krisenmanager und Instru-

ment zur Beeinflussung der USA praktisch

bedeutungslos geworden ist. Trotz des neu

gefundenen Einvernehmens mit Berlin be-

steht diese Sorge in der französischen Haupt-

stadt fort. In Paris erkennt man nach wie vor

eine große deutsche Bringschuld, was die

materielle Stärkung der militärischen Hand-

lungsfähigkeit der EU anbelangt. Noch un-

längst ging während des 6. Deutsch-Franzö-

sischen Dialogs der ASKO EUROPA-STIF-

TUNG deshalb ein französischer Experte mit

Deutschland hart ins Gericht, dem er man-

gelnden Gestaltungswillen und Koopera-

tionswilligkeit im Rahmen der ESVP vor-

warf.21
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IV. Fazit
Was folgt aus diesen Überlegungen? Zu-

nächst: Für die weitere europäische Ent-

wicklung bleibt der ordnungspolitische 

Schulterschluss zwischen Deutschland und 

Frankreich eine „bewahrenswerte Errungen-

schaft“!22 Zwar ist in der jüngeren Vergan-

genheit wiederholt argumentiert worden,

dass sich ein privilegierter deutsch-französi-

scher Bilateralismus angesichts der Verände-

rungen in und um Europa überlebt habe; dass

Deutschland und Frankreich nicht mehr der

alleinige „Motor“ der europäischen Entwick-

lung sein könnten, ja nicht einmal mehr sein

dürften. Beides ist unzutreffend. Die enge

Zusammenarbeit der beiden Länder ist ein

fester Bestandteil der europäischen Wirk-

lichkeit geworden. Die wesentlichen Fort-

schritte in der europäischen Einigung waren

nur mit deutsch-französischer Unterstüt-

zung zu erreichen, sicherlich niemals gegen

den Widerstand der beiden! Dies ist im Übri-

gen auch von den anderen Mitgliedstaaten

der EU immer stets anerkannt worden. Was

freilich von Deutschland und Frankreich er-

wartet wird, ist eine konstruktive europäi-

sche Führung – eine Führung, die Gegensät-

ze überbrückt, Gemeinsamkeiten herstellt,

Orientierung vermittelt und vor allem ande-

re EU-Mitglieder frühzeitig in einen gemein-

samen Abstimmungs- und Reflexionspro-

zess einbindet. 

Um den gewünschten Erfolg zu erzielen,

bedarf es jedoch auf beiden Seiten weiterer

erheblicher Anstrengungen. Für die deutsche

Politik heißt dies, dass sie sich klarer als bis-

her zugunsten einer europäischen Option

entscheiden muss. Dies wird Berlin vermut-

lich leichter fallen, sollte George Bush im No-

vember dieses Jahres wieder gewählt werden

und die USA ihre hegemonial-imperiale Po-

litik weiter fortsetzen. Für den Fall eines

Wahlsiegs des demokratischen Herausforde-

rers Kerry und der dann zu erwartenden ge-

mäßigten Hegemonialpolitik steht jedoch zu

befürchten, dass die deutsche Außenpolitik

wieder in das traditionelle Sowohl-als-auch

von atlantischer und europäischer Zusam-

menarbeit zurückfällt. Dies würde der euro-

päischen Integration wie auch der deutsch-

französischen Zusammenarbeit schweren

Schaden zufügen. Dann nämlich könnte

Frankreich versucht sein, angesichts des

„schwankenden“ Partners seine Beziehun-

gen zu Deutschland zu relativieren, wie dies

Nicolas Sarkozy in einem Interview mit der

„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ unlängst

angedeutet hat.23

Was das außen- und sicherheitspolitische

Leitbild der Europäischen Union anbetrifft,

sind die deutsche und französische Haltung

nach wie vor von starken „nationalen“ Refle-

xen bestimmt – Reflexe, die eine große Be-

harrungskraft besitzen. Unter diesen Bedin-

gungen ist ein weitergehender Souveränitäts-

verzicht, der Europa aus seiner selbstver-

schuldeten sicherheitspolitischen Unmün-

digkeit herausführen könnte, selbst für

Deutschland und Frankreich nur schwer vor-

stellbar. Auch institutionelle Reformen, wie

die Einführung von Mehrheitsentscheidun-

gen in der ESVP helfen hier nur bedingt wei-

ter, sind schlimmstenfalls sogar kontrapro-

duktiv. Sicherheitspolitik sollte daher von

Deutschland und Frankreich gemeinsam im

Hinblick auf ihre Inhalte und Instrumente

neu gedacht und neu konzipiert werden. Die

Einrichtung eines Europäischen Kollegs für

Sicherheit und Verteidigung, die für Septem-

ber 2004 geplant ist, ist ein erster Schritt in

diese Richtung. Darüber hinaus könnten 

zivilgesellschaftliche Dialogforen wie der

Deutsch-Französische Dialog zur Zukunfts-

fähigkeit Europas der ASKO EUROPA-STIF-

TUNG wichtige Beiträge zur Entwicklung

und Verbreitung einer europäischen Sicher-

heitskultur leisten. Die politisch Verantwort-

lichen in Deutschland und Frankreich sind

aufgefordert, diese Möglichkeiten in weitaus

stärkerem Maße als bisher zu nutzen!
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